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Eidgenössisches Departement des Innern EDI, Bundesamt für Sozialversi-
cherungen BSV; Änderung des Freizügigkeitsgesetzes: Altersguthaben 
schützen bei einem Austritt aus einem 1e-Plan; Vernehmlassung  P241503 
 

 
 
 

1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an das Eid-
genössische Departement des Inneren EDI. 

 

Begründung 
Der Regierungsrat lehnt die Revision des Freizügigkeitsgesetzes im Grund-
satz ab. Sie generiert Mehrkosten für alle Versicherten und Arbeitgebenden 
aufgrund von administrativen Mehraufwänden bei den Vorsorgeeinrichtun-
gen, um eigenverantwortlich übernommene Risiken für eine geringe Anzahl 
an 1e-Vorsorgeguthaben zu reduzieren.  

 

                                                                                           
 

 


